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Studium wechsel dich!
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Sachverhalt

Die brasilianische Studentin B hat im Jahr 2017 eine Aufenthaltserlaubnis zur Studi-
envorbereitung erhalten und von Oktober 2017 bis September 2018 zunächst das
Studienkolleg besucht. Im Oktober 2018 nahm sie dann ein Physik-Studium auf.
Hierzu wurde ihr eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Studiums für zwei
Jahre bis Oktober 2020 erteilt. Als Nebenbestimmung hat die Ausländerbehörde fol-
genden Zusatz hinzugefügt: „Nur zum Studium der Fachrichtung Physik/Bachelor“.
Im Herbst 2020 verlängerte die Ausländerbehörde die Aufenthaltserlaubnis um ein
weiteres Jahr bis zum 30.10.2021.

B macht das Physik-Studium mittlerweile nur noch wenig Spaß und sie würde
lieber in den Bachelor-Studiengang Informatik mit sechs Semestern Regelstudien-
zeit an derselben Universität wechseln. Die Frist für die Immatrikulation im Fach
Informatik endet am 30.3.2021.

Vorher möchte B mit der Ausländerbehörde klären, ob diese mit einem Fach-
wechsel einverstanden ist. Hierzu bittet sie im Februar 2021 die Berater*innen der
Law Clinic um Unterstützung und eine erste Einschätzung der aufenthaltsrecht-
lichen Auswirkungen eines Fachwechsels.

Fallfrage

Wie wirkt sich der von B beabsichtigte Studienfachwechsel auf ihre aufenthalts-
rechtliche Situation aus?
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Lösungsvorschlag

Fraglich ist, wie sich der von B beabsichtigte Studienfachwechsel auf ihre aufent-
haltsrechtliche Situation auswirkt.

A. Studienfachwechsel als aufenthaltsrechtlich relevanter Zweckwechsel

Ein Wechsel des Studienfachs könnte für B auch einen Wechsel des Aufenthalts-
zwecks bedeuten.

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 16b I AufenthG knüpft an das konkret betrie-
bene Studium und nicht etwa an den abstrakten Aufenthaltszweck „Studium“ an.1

3 Hinweise zur Fallprüfung

Es mag zunächst überraschen, dass sich der Aufenthaltszweck ändert, wenn B weiterhin studiert. Die
Aufenthaltserlaubnis nach § 16b wird jedoch nicht für „irgendein Studium“, sondern immer für den kon-
kreten Studiengang erteilt. Ein Studienfachwechsel stellt daher grundsätzlich auch einen aufenthalts-
rechtlich relevanten Zweckwechsel dar.

Der von B beabsichtigte Wechsel des Studienfaches stellt somit einen aufenthalts-
rechtlich relevanten Zweckwechsel im Sinne des § 16b IV AufenthG dar.

B. Zulässigkeit des Zweckwechsels

Nach § 16b IV 1 AufenthG ist ein solcher Zweckwechsel nur zum Zweck einer quali-
fizierten Berufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft, der
Ausübung einer Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen
oder in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs zulässig.

Näheres zu den aufenthaltsrechtlichen Auswirkungen eines Studienfachwech-
sels findet sich in den Anwendungshinweisen des BMI zum Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz2 und in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum AufenthG3.

1 OVG Koblenz, Beschl. v. 12.5.2015, Az.: 7 B 10364/15, Rn. 4.
2 BMI, Anwendungshinweise zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz, 6.8.2021.
3 BMI, Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz, 26.10.2009.
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3Hinweise zur Fallprüfung

Bei der Bearbeitung von aufenthaltsrechtlichen Fällen lohnt sich ein Blick in die jeweiligen Verwaltungs-
vorschriften nahezu immer. § 16b AufenthG wurde durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz zum
103.2020 neu gefasst, sodass hier die Anwendungshinweise des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz die einschlägige Verwaltungsvorschrift sind. Diese verweisen an manchen Stellen noch auf die All-
gemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) zum AufenthG von 2009. Viele typische Probleme bei der Anwen-
dung der Vorschriften des AufenthG sind in der AVV näher präzisiert. Die Behördenpraxis richtet sich
nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift. Im Gespräch mit den Ausländerbehörden ist die AVV eine
wichtige Argumentationshilfe. Zu einer gründlichen Recherche bei der Beratungstätigkeit der Law Clinics
gehört daher immer auch ein Blick in die AVV! Bei der Arbeit mit der AVV dürfen jedoch etwaige Abwei-
chungen in der Gesetzeslage seit 2009 nicht außer Acht gelassen werden.

In Nr. 16b.4.1 der Anwendungshinweise des BMI zum Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz heißt es:

„Der Fall eines Studiengang- oder Studienortwechsels fällt in der Regel unter § 16b Absatz 4
Satz 1 letzte Alternative, z. B. wenn der Antragsteller bereits zu einem anderen Studiengang zuge-
lassen wurde. In diesen Fällen muss eine Aufenthaltserlaubnis zwar neu beantragt werden, auf
die Erteilung besteht jedoch ein Anspruch (§ 16b Absatz 1). Insoweit gelten die Ausführungen un-
ter Nummer 16.2.5 der AVwV in modifizierter Form, da das dort zugrundliegende Ermessen der
Behörden nicht mehr besteht. Insbesondere ist weiter maßgeblich, dass das Studium innerhalb
einer angemessenen Zeit, also bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von zehn Jahren abgeschlos-
sen werden kann.“

Wird B im Fach Informatik zugelassen, so erhält sie einen (erneuten) Anspruch auf
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Studiums nach § 16b I 1 AufenthG. Dies
stellt einen Zweckwechsel im Fall eines gesetzlichen Anspruchs im Sinne des § 16b
IV 1 letzte Alternative dar. Ein Fachwechsel ist nach Nr. 16b.4.1. der Anwendungs-
hinweise des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz grundsätzlich möglich.
Voraussetzung hierfür ist, dass das Studium innerhalb einer angemessenen Zeit ab-
geschlossen werden kann. Hierzu verweisen die Anwendungshinweise zum Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz auf Nr. 16.2.5 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zum AufenthG:

„Ein angemessener Zeitraum ist i. d. R. dann nicht mehr gegeben, wenn das Studium unter Be-
rücksichtigung der bisherigen Studienleistungen und des dafür aufgewendeten Zeitbedarfs inner-
halb einer Gesamtaufenthaltsdauer von zehn Jahren nicht abgeschlossen werden kann.“

Vorliegend hat B ihr Physikstudium im Oktober 2018 begonnen. Die bisherige Auf-
enthaltsdauer beträgt dreieinhalb Jahre, einschließlich des von B besuchten Studi-
enkollegs. Bei einer Regelstudienzeit von sechs Semestern für das Informatikstudi-
um würde B mit einer Studiendauer von sechseinhalb Jahren deutlich unterhalb
der Grenze einer Studienhöchstdauer von zehn Jahren bleiben.
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Wird B zum Studiengang Informatik zugelassen, hat sie einen gesetzlichen An-
spruch auf eine neue Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke des Studiums nach § 16b I
1 AufenthG. Dieser Zweckwechsel ist gesetzlich zugelassen, ohne dass der Auslän-
derbehörde ein Ermessensspielraum verbleibt.

1 Weiterführendes Wissen

Die Rechtslage ab dem 10.3.2020 stellt eine erhebliche Verbesserung für Studierende dar, die ihr Studi-
enfach wechseln möchten. Vor Inkrafttreten des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes war ein Studien-
fachwechsel lediglich in den ersten 18 Monaten des Studiums ohne Weiteres zulässig. Einen späteren
Studienfachwechsel konnte die Ausländerbehörde nach ihrem Ermessen zulassen (vgl. Nr. 16.2.5 der
AVV). Nach der neuen Rechtslage sind Studierende bei einem Fachwechsel nicht mehr auf das Ermessen
der Ausländerbehörde angewiesen. Voraussetzung ist lediglich, dass das Studium innerhalb einer an-
gemessenen Zeitdauer abgeschlossen werden kann.

Weiterführende Literatur
– Hoffmeister, Der Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung – Neuregelungen durch das Fachkräfte-

einwanderungsgesetz 2020, Asylmagazin 2020, 103

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Nähere Hinweise zur Anwendung einzelner Bestimmungen des AufenthG findet sich in den zu-

gehörigen Verwaltungsvorschriften.
– Ein Wechsel des Studienfachs bedeutet auch einen Wechsel des Aufenthaltszwecks nach § 16b

AufenthG. Dieser ist grundsätzlich möglich, solange das Studium innerhalb einer angemesse-
nen Zeit abgeschlossen werden kann.

Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.
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